
DEUTSCHER BUNDESTAG
17. Wahlperiode

Ausschuss für Ernährung,
Landwirtschaft und
Verbraucherschutz

Berlin, den 25.06.2010

Tel.: (030)227- 32 580 (Sekretariat)
Tel.: (030)227-34350 (Sitzungssaal)
Fax: (030)227- 36 022 (Sekretariat)
Fax: (030)227-36491 (Sitzungssaal)

Mitteilung
Achtung!

Abweichender Sitzungsort!

Die 19. Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz findet statt
am:

Mittwoch, dem 07.07.2010, 08:00 Uhr
Sitzungssaal: 1.228

Sitzungsort: Berlin, Jakob-Kaiser-Haus, Dorotheenstraße 100-101

T a g e s o r d n u n g

Öffentliche Anhörung

zum Thema

„Verbraucherinformationsgesetz jetzt verbraucherfreundlich ausgestalten

(BT-Drs. 17/1576), Verbraucherinformationsgesetz jetzt novellieren

(BT-Drs. 17/1983) und Bericht der Bundesregierung über die Ergebnisse

der Evaluation des Verbraucherinformationsgesetzes (BT-Drs. 17/1800)“

Aufgrund der begrenzten Platzanzahl bitten wir alle Besucher um vorherige Anmeldung mit Namen,
Vornamen und Geburtsdatum unter der E-Mail-Adresse

elv-ausschuss@bundestag.de

Besucher werden gebeten, am Eingang den Personalausweis bereitzuhalten.
Handys im Sitzungssaal bitte ausschalten.

Hans-Michael Goldmann, MdB
Vorsitzender

mailto:elv-ausschuss@bundestag.de
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Liste der Sachverständigen

Verbände/Bundesländer/Ministerien

Bund für Lebensmittelrecht und Lebensmittelkunde e. V.

(Dr. Marcus Girnau)

Deutsche Umwelthilfe e. V.

(Frau Dr. Cornelia Ziehm)

EDEKA Zentrale AG & CoKG

(Herr Jens Harting)

foodwatch e. V.

(Herr Matthias Wolfschmidt)

Ministerium für Ländlichen Raum, Ernährung und

Verbraucherschutz Baden-Württemberg

(Herr Jürgen Maier)

Einzelsachverständige

Frau Prof. Dr. Maria Böhm

Herr Michael Günther

Herr Gesandter-Botschaftsrat Poul Ottosen
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Fragenkatalog

1 In welchen Punkten hat sich das VIG bewährt bzw. in welchen Punkten sind

Änderungen sinnvoll und notwendig?

2 Welche Informationsansprüche gegenüber Unternehmen sind für

VerbraucherInnen und die Verbraucherverbände von besonderem Interesse und

sollten in das VIG aufgenommen werden?

3 Reicht der Anwendungsbereich des Verbraucherinformationsgesetzes aus und

welche Probleme würde eine Ausweitung auf andere Bereiche, beispielsweise

auf Produkte und Dienstleistungen, nach sich ziehen?

4 Welche Probleme sind für Verbraucher und Behörden mit den uneinheitlichen

Informationsansprüchen des Verbraucherinformationsgesetzes im Vergleich

zum Umweltinformationsgesetz und dem Informationsfreiheitsgesetz

verbunden?

5 Inwieweit wäre eine Zusammenlegung des Informationsfreiheitsgesetz, des

Umweltinformationsgesetzes und des Verbraucherinformationsgesetzes

sinnvoll bzw. welche rechtlichen und praktischen Probleme würde eine

Zusammenlegung nach sich ziehen?

6 Welche zusätzlichen über die bereits bestehenden Informationszugangsrechte

hinausgehenden Informationen könnten Verbraucherinnen und Verbraucher

durch eine Ausweitung des Geltungsbereiches des

Verbraucherinformationsgesetzes erlangen?

7 Weshalb haben die Verbraucher nicht stärker die neuen Informationsrechte im

Verbraucherinformationsgesetz genutzt?

8 Wie kann der Informationszugang des Verbraucherinformationsgesetzes weiter

verbessert werden, um „normalen“ Verbrauchern künftig einen noch bessere

Zugangsmöglichkeiten in Aussicht zu stellen?

9 Welche Erkenntnisse bzw. Untersuchungen gibt es darüber, was Verbraucher

wissen wollen, und in welcher Form und wo sollten die entsprechenden

Informationen zugänglich sein, um Verbraucherinnen und Verbrauchern bei

Ihren Entscheidungen im Alltag zu helfen?

10 Welche freiwilligen und welche verpflichtenden Verbraucherinformations- und

Informationsfreiheitsregelungen existieren in anderen EU-Ländern und welche

Erfahrungen gibt es damit - auch bei dort vertretenen deutschen Unternehmen?

Wie könnte ein Informationsanspruch gegenüber Unternehmen aussehen, der

Transparenz insbesondere hinsichtlich Kennzeichnung, Rückverfolgbarkeit
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und Eigenkontrolle schafft und Zugang zu Informationen eröffnet, die eine

Prüfung besonders ausgelobter Eigenschaften und besonderer Werbeaussagen

ermöglicht?

11 Wie würde sich ein Recht auf einen formlosen Antrag, z.B. per Email und das

Äquivalenzprinzip in der Kostenerhebung auf den Rechtsvollzug auswirken?

12 Welche aktiven Informationspflichten seitens der Behörden sollten im VIG

verankert sein und würde eine Ausweitung der Veröffentlichungspflichten

helfen Verwaltungskosten zu reduzieren?

13 Welche Erfahrungen gibt es mit den derzeitigen Abwägungsregeln in § 2 VIG im

Vergleich zu anderen Informationszugangsrechten?

14 Welche positiven Verbesserungen sind für die Verbraucher von der Einführung

eines „Smiley-Sytems“ für Gaststätten nach dänischem Vorbild zu erwarten?

15 Inwieweit wäre die Einführung eines sog. Smiley-Systems - nach dänischem

Vorbild- auf das deutsche Recht übertragbar und wäre ein solches System in

der Praxis auch umsetzbar?

16 Empfiehlt es sich, die Ergebnisse der amtlichen Lebensmittelkontrolle mittels

der sog. „Smiley-Kennzeichnung“ nach dänischem Vorbild sichtbar am Eingang

eines Lebensmittelbetriebes für den Verbraucher zu dokumentieren und welche

rechtlichen Änderungen und tatsächlichen Maßnahmen sind erforderlich, um

die „Smiley-Kennzeichnung“ bundesweit einzuführen?

17 Welche Erfahrungen haben Sie mit der aktiven Informationsveröffentlichung

durch Behörden, z.B. Pestizidreport in Nordrhein-Westfalen bzw. dem

Smiley-System in Berlin oder Dänemark, gemacht und traten hierbei rechtliche

Probleme auf?

18 Welches wären die Auswirkungen, wenn die mit dem VIG verbundenen

Auskunftspflichten auf Unternehmen ausgeweitet werden würden?

19 Wie wäre eine Veröffentlichungspflicht aller Anfragen und Antworten nach

VIG zu bewerten und in welchen Fällen soll die Öffentlichkeit ohne

Ermessensspielraum informiert werden?

20 Welche Begrifflichkeiten (z.B. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse,

Rechtsverstoß) müssen Ihrer Meinung nach gesetzlich definiert werden und

welche Definitionen schlagen Sie hierfür vor?

21 Werden die bereits bestehenden Möglichkeiten des

Verbraucherinformationsgesetzes und des § 40 Lebensmittel- und

Futtermittelgesetzbuch nach Ihrer Auffassung ausreichend genutzt? Welche

rechtlichen und verfahrenstechnischen Änderungen sind erforderlich, damit
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Behörden die Öffentlichkeit proaktiv und unverzüglich über

Untersuchungsergebnisse informieren?

22 Sollten amtliche Mess-, Analyse- und Kontrollergebnisse von

Lebensmittelkontrollen als nicht unter Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse

fallende Daten behandelt werden?

23 Welche der Regelungen über Ausschluss- und Beschränkungsgründe und das

Verwaltungsverfahren im Verbraucherinformationsgesetz führen zu einer

unangemessenen Beschränkung des Auskunfts- und Akteneinsichtsrechts und

welche Änderungen schlagen Sie konkret vor?

24 Welche (rechtlichen) Möglichkeiten sehen Sie, damit schneller und damit

aktuellere Auskünfte im Rahmen des VIGs erteilt werden können? Konkret:

Bewerten Sie eine der Informationsanfrage nachgelagerte Anhörung der

Unternehmen als rechtlich notwendig oder sehen Sie andere - frühzeitigere -

Möglichkeiten der Unternehmensbeteiligung, die die Betriebs- und

Geschäftsgeheimnisse ausreichend berücksichtigen und dem Datenschutz

gerecht werden?

25 Wie werden Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse in der Anwendungspraxis

gehandhabt und in welche Richtung müsste eine Überarbeitung des VIG gehen?


